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Ost-West-Konferenz im April?
Moskau stellt Bedingungen für Außenministertreifen

Moskau (dpa/ap). Im Gegensatz zu den scharfen und ab­
lehnenden Erklärungen des sowjetischen Ministerpräsidenten 
Chrustschow hat sich die Sowjetunion doch zu einer Außen­
ministerkonferenz mit dem Westen bereit erklärt. Sie soll im 
April in Genf oder Wien stattfinden. Moskau stimmt auch der 
vom Westen vorgeschlagenen Teilnahme von Beratern aus der 
Bupdesrepublik und der Sowjetzone zu, macht aber zur Bedin­
gung, daß auch die Außenminister Polens und der Tschecho­
slowakei zugegen sind. Die Beratungen sollen auf zwei bis drei 
Monate befristet werden.

Die Zustimmung der Sowjet­
union ist' in Noten enthalten, 
die Außenminister Gromyko am 
Montag den Botschaftern der 
USA, Großbritanniens, Frank­
reichs, der Bundesrepublik und 
der Sowjetzone in Moskau über­
gab. Der britische Premiermini­
ster Macmillan hat — wie jetzt 
bekannt wird — die sowjetische 
Note schon am Vortag in Lenin­
grad übermittelt erhalten.

In ihrer Note an die USA, die 
den Dokumenten an London und 
Paris ähneln soll, erklärt die 
sowjetische Regierung, es sei 
„dringend notwendig, wirksame 
Maßnahmen ■ zu ergreifen, um 
eine gefährliche Entwicklung 
der Ereignisse zu vermeiden“. 
Grundsätzlich erhebt Moskau 
zunächst in seiner Note die For­
derung nach einer Gipfelkonfe­
renz, für die es die gleichen 
Bedingungen wie für die Außen­
ministerkonferenz nennt. Dann 
heißt es jedoch in der Note, 
falls der Westen noch nicht zu 
einem Treffen der Regierungs­
chefs bereit sei, könne auch ein 
Treffen der Außenminister statt­
finden.. Aus den bisher aus Mos­
kau vorliegenden Informationen 
geht nicht eindeutig heryor, ob 
der Itreml zur Bedingung macht, 
daß einem Treffen der Außen­
minister auch: ein Gespräch der 
Regierungschefs folgt.

Als Thema für die Begegnung 
der Außenminister nennt die 
Sowjetunion ihre Vorschläge 
für' einen' Friedensvertrag mit

Deutschland und die Regelung 
der Berlin-Frage. Der zweite 
Punkt wird mit dem Begriff 
„Beratungen über gemeinsame 
Maßnahmen zur Beseitigung der 
anomalen Lage, die sich im' Zu­
sammenhang mit der ausländi­
schen Besetzung Westberlins 
herausgebildet hat“ umrissen. 
Die sowjetische Regierung be­
kräftigt jedöeh ihren Stand­
punkt, daß auf einer Ost-West- 
Konferenz die deutsche Wieder­
vereinigung nicht behandelt 
werden könne, da diese allein 
Angelegenheit der Deutschen 
selbst sei.

Warnung vor Waffen
In der etwa fünf Seiten, lan­

gen Note bemängelt die sowje­
tische Regierung, daß der We­
sten keinerlei konkrete Gegen­
vorschläge auf die sowjetischen 
Noten über die Berlin-Frage, 
einen deutschen Friedensvertrag 
und eine Friedenskonferenz un­
terbreitet hqbe. Gleichzeitig 
wird der Westen in scharfen 
Worten davor gewarnt,' wegen 
des Berlin-Streites zu den Waf­
fen zu greifen. Jeder, der das 
tue, lade die schwere Verant­
wortung für den Ausbruch eines 
neuen Krieges auf sich.

Der Abschluß eines deutschen 
Friedensvertrage's bietet nach 
sowjetischer Ansicht jetzt noch 
eine Möglichkeit, zur Zusam­
menarbeit der vier Großmächte 
in der Deutschland-Frage zu­
rückzukehren. Durch einen sol­
chen Vertrag würden sowohl die

Bundesrepublik als auch die 
Sowjetzone die gleichen Ver­
pflichtungen übernehmen, die 
ein Wiedererstehen des deut­
schen Militarismus ausschließen. 
Ferner unterstreicht die sowje­
tische Regierung erneut ihre 
Bereitschaft, durch Verhand­
lungen mit den anderen betei­
ligten Ländern zu einem für 
alle annehmbaren Abkommen in 
der Berlin-Frage zu gelangen. 
Die Großmächte könnten sich an 
einer internationalen Garantie 
beteiligen, um die Unabhängig­
keit einer entmilitarisierten 
Freien Stadt Westberlin zu 
sichern.

Gipfeltreffen
Amtliche Stellungnahmen la­

gen am Montagabend in den 
westlichen Hauptstädten zu den 
neuen Sowjetnoten noch nicht 
vor, doch überwog im ersten 
Echo diplomatischer Kreise ein 
vorsichtiger Optimismus.

In Washington äußerte man 
sjch vor allem befriedigt dar­
über, daß Moskau eine Außen- 
ministerkonferenz nicht rund­
weg abgelehnt hat. Im Hinblick 
auf eine Gipfelkonferenz meinen 
politische Beobachter in. Wa­
shington,angesichts des Ernstes 
der Lage könne man kaum dar­
auf bestehen, daß es' nur eins 
Außenministerkonferenz geben 
dürfe,

Angesichts des in den neuen 
Noten unterstrichenen sowjeti­
schen Strebens, eine Entschei­
dung im Ost-West-Konflikt im 
Gespräch der Regierungschefs 
zu suchen, haben sich bereits 
führende westliche Politiker da­
für ausgesprochen, die Forde­
rung Chrustschows nach einer 
Einberufung einer Gipfelkonfe­
renz anzunehmen. Wie weit 
diese Stimmen Gehör finden, 
hängt nach Ansicht von Diplo­
maten in starkem Maße von 
dem Bericht Macmillans ab.
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Risiko-Grenze
[ K» W. B. Bevor sich Dulles 
aufs Krankenlager legte, fand 
er als Stichwort für die mit 
den Sowjets erwarteten Ver­
handlungen die Devise: Keine 
Konzession ohne Gegenkonzes­
sion. Als am . Freitag ' Dulles’ 
Staatssekretäre zum ersten Male 
mit ihm im Hospital konferier-i 
ten, war nicht nur diese These, 
sondern auch der ganze Plan, 
der westlichen Verhandlungs­
politik reif zur Überprüfung- 
geworden. Noch ehe eine der 
Noten, die in so mühevoll ab­
gewogener Überlegung aus den 
westlichen Hauptstädten in den 
Kreml geschickt worden waren, 
beantwortet ist, hat Chrus-
tschow mit seiner Kreml-Rede 
das Gebäude der vorsichtigsten 
westlichen Erwartungen mit 
einer Hand zerschlagen. So real 
man auch Moskaus Abneigung 
einschätzte, sich auf einer
Außenministerkonferenz zur 
sachlichen Erörterung der deut­
schen und der europäischen
Probleme zu stellen, so schok-
kiert doch die Verhandlungs­
willigen die Brutalität, mit der 
Chrustschow davon spricht, daß 
es in den uns bewegenden Fra­
gen nichts zu verhandeln gäbe.;

¥
Nun muß man zu verstehen 

suchen, warum der Chef des 
Kremls diese Zerstörung aller 
Illusionen gerade Macmillan, 
jenem Erkundungsreisenden 
des Westens, offerierte, der 
besten Willens gekommen war, 
gerade die Bereitwilligkeit zu 
den „Gegenkonzessionen" in 
Moskau zu erkennen. Sollte 
Macmillan in seinen direkten 
Tisch- und Datscha-Gesprächen 
mit Chrustschow vielleicht' einen 
ein wenig undurchsichtigen, 
aber zu viel derbem Humor 
aufgelegten Mann kennenge­
lernt haben, so wird ihm das 
Doppelbödige des sowjetischen 
Verhandlungspartners Schwin­
del erregt haben, als er, von 
der Atomstadt heimkehrend, 
wieder mit einem scherzenden 
Chrustschow zusammentraf, der 
eine Stunde zuvor mit seiner 
Brandrede dem Gast für eine 
Weile die Lunte unter das Bett 
gelegt hatte. Zwei Chrustschows 
also? Zwei Moskaus demnach, 
wie schon so oft? Und an wen 
soll man siqii halten, wenn man

mit ihnen sprechen will? 
Konnte es die Absicht Chrus­
tschows sein, dieses Gesicht der 
doppelten Moral jetzt zu zeigen, 
oder lag ihm. .sogar daran  ̂ die 
brutale Seite als- die Linie zu 
demonstrieren, die wir jetzt 
von Moskau zu erwarten haben?

Der britische Premierminister 
hat überlegt, ob er seinen Be­
such in der Sowjetunion vor­
zeitig hätte abbrechen sollen. 
Er ist geblieben offenbar, weil 
er seiner Absicht, erkunden zu 
wollen, bis zum letzten Augen­
blick treu bleiben wollte.

Inzwischen aber wird klar, 
daß die Auseinandersetzung des 
Westens mit Moskau sich kri­
tischer zuspitzt. Chrustschow
ist daran gelegen, die deutsche 
Frage, die er mit seinem
Berlin - Angriff und seinem 
Friedensvertragsentwurf zum 
Krisenstoff der Weltpolitik ge­
macht hat, überhaupt vom Ver­
handlungstisch herunterzuma­
növrieren. Wenn er von einer 
Gipfelkonferenz als einzig mög­
licher Zusammenkunft im poli­
tischen Raum spricht, dann
meint er keineswegs mehr ein 
Gespräch über Berlin oder über 
Deutschland, sondern allenfalls, 
wie er sagt, noch darüber, wie 
man Deutschland entmilitari­
sieren könne; aber als Gipfel­
thema ist ihm nur die Auf­
teilung der Welt mit den Ver­
einigten Staaten von Interesse.

Chrustschow dreht das ge­
fährliche Spiel mit dem Krieg 
um. Er versucht die Sugge­
stion: Wenn wir etwas durch­
setzen wollen und dazu mit 
dem Säbel rasseln, dann ist 
Amerika gezwungen, Gewehr 
bei Fuß stehenzubleiben und 
nichts zu tun. Er will die Ge­
schlossenheit des Westens, zu 
handeln und mit allen Mitteln 
auf seinen Rechten in Berlin 
und unseren Rechten auf 
Deutschland zu beharren, frag­
würdig machen. Wenn es nach 
Chrustschow ginge, schluckten 
Amerika und der Westen das 
Berlin- und das Deutschland- 
Programm des Kremls schließ­
lich ohne jedes Gespräch und 
ohne jede Verhandlung. Als vor 
drei Monaten die Berlin-Note 
die Krise auslöste, kommen­
tierten die Moskauer den Un­
sinns-Vorschlag: Man könne
über alles debattieren, aber 
man habe nicht einen Finger 
breit von den substantiellen 
Forderungen Moskaus abzu­

gehen. Jetzt, da es in die 
zweiten drei Monate hinein­
geht, zielt der Chef des Kremls 
auf den gefährlichen Weg, dem 
Westen vorzuhalten, er sei gar 
nicht in der Lage, den Angriff, 
den Moskau mit Berlin und 
Deutschland unternommen hat, 
zu stoppen.

»
Es ist offenkundig, daß diese 

Verschärfung der Drohungen 
eine Konzentration der west­
lichen Politik auf die Frage 
Berlins und des Zugangs nach 
Berlin auslöst. Der Terminplan 
für Verhandlungen der Außen­
minister sowohl des Westens 
unter sich als auch mit Moskau 
kommt ins Wanken. Mag die 
Frage einer Gipfelkonferenz mit 
Chrustschow als eine letzte 
Möglichkeit selbst in den Ver­
einigten Staaten, wo sie Eisen- 
hower bislang als am sinn­
losesten erschien, auch wieder 
ventiliert werden, — die Über­
legungen gehen jetzt sehr viel 
direkter aus der Breite der 
Verhandlungsthemen in die 
Mitte des Problems: Berlin.

Es kann nicht ausbleiben, 
daß die massive Sprache aus 
Moskau in die Besprechungen, 
die jetzt einsetzen, auch die 
Militärs einschaltet. Im ameri­
kanischen Senat haben die 
Senatoren — und gerade die, 
die . noch vor ganz kurzem uns 
mit merkwürdigen, unwirk­
lichen Plänen zu helfen glaub­
ten — von der amerikanischen 
Regierung und vom amerika­
nischen Volk eine geschlossene 
Haltung verlangt. Wenn das 
Wort „Mobilisierung“ in diesem 
Zusammenhang häufig fällt, so 
ist gewiß nicht an die Be­
wegung des Militär-Potentials, 
wohl aber an das gedacht, was 
Chrustschow an Amerika und 
am Westen überhaupt in Zwei­
fel ziehen möchte: an die Ent­
schlossenheit, der sowjetischen 
Bedrohung das ganze Risiko 
entgegenzusetzen. Diese Gegen­
bewegung hat Chrustschow nun 
ausgelöst. Bis jetzt mochte er 
daran glauben, mit der Dro­
hung allein sein Ziel zu er­
reichen, weil die Bedrohten 
schließlich von dem den Krieg 
scheuenden Amerika im Stich 
gelassen werden müßten. Nun 
aber nimmt die ganze west­
liche Politik jetzt eine Wen­
dung an, die Chrustschow klar­
machen muß: mit dem Frieden 
Europas darf kein Spiel ge­
trieben werden.
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radand-Brosmre wird emgestampit
des Bundesgerichts — Rechtsstaat duldet keine . D i f f a m i e r u n g  einer VolksgruppeUrteil

Schm. Karlsruhe (Eigenbericht). Der 3. Strafsenat des Bun­
desgerichtshofes hat die antisemitische Schrift des Hamburger 
Holzhändlers Friedrich Nieland als staats gefährdend und ver­
fassungsfeindlich und beleidigend bezeichnet. Sämtliche Stücke 
der Broschüre «Wieviel WeIt-<Geld)~Kriege müssen die Völker 
noch verlieren?“ , müssen nach dieser Entscheidung über das 
von der Bundesanwaltschaft beantragte sogenannte Objektiv? 
Verfahren eingezogen werden.

In der Begründung dazu stellt 
Senatspräsident Dr. Kanter 
gleichzeitig fest, daß nach den 
Entscheidungen des Hamburger 
Landesgerichts und Hansea­
tischen Oberlandesgerichts eine 
Strafverfolgung des Autors Nie­
land und des Druckers Heim­
berg nicht mehr möglich sei. 
Neue Tatsachen, die eine Wie­
deraufnahme des Verfahrens 
gegen die beiden Urheber des 
Falles möglich machten, ' seien 
dem Gericht nicht bekannt ge­
worden.

Die Schrift selbst aber erfülle 
mit ihrer Aufforderung, es 
sollte kein Jude an einem maß­
geblichen Platz Einfluß auf das 
öffentliche Geschehen haben, 
den Tatbestand des § 93 des 
Strafgesetzbuches, der die Her­
stellung, Vervielfältigung und 
Verbreitung staatsgefährden­
der, verfassungsfeindlicher 
Schriften verbietet. Der Inhalt 
des Nielandschen Traktats solle 
offenbar Bestrebungen zur Un- 
terwühlung der demokratischen 
Freiheiten fördern und ziele 
damit auf eine Gewalt- und 
Willkürherrschaft. Denn nach 
den Behauptungen des Autors 
der antisemitischen Broschüre 
müssen alle jüdischen Mitbür­
ger einer allgemeinen Diskrimi­
nierung verfallen, die gegen die 
Grundrechte der Verfassung, 
gegen die Menschenwürde, das 
Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit und den Gleich­
heitsgrundsatz verstoßen wür­
den. Nielands ungereimte Be­
hauptungen über ein sogenann­
tes internationales Weltjuden- 
tum stellten keine bloße Mei­
nungsäußerung dar, sondern 
seien eine ausdrückliche Emp­
fehlung an die Politiker, alle 
Juden in Deutschland der Ver­
folgung auszusetzen. Ein Rechts­
staat wie die Bundesrepublik

könne eine solche Diffamierung 
einer Volksgruppe nicht dulden.

W irr und ungereimt
Nach Nielands seltsamen „wis­

senschaftlichen Erkenntnissen“ 
werde ein sogenanntes inter­
nationales Judentum angeblich 
von einer geheimen Weltregie­
rung gelenkt, die angeblich 
auch einen dritten Weltkrieg 
vorbereite, wie sie auch schon 
den Hitler-Faschismus gelenkt

H, Hamburg (Eigenbericht)
Der Hamburger Hörspiel-Pro­

zeß um das Ende der Festung 
Brest gegen den Schriftsteller 
Erich Kuby und den Funkautor 
Rüdiger Proske endete nach 
sechstägiger Verhandlung mit 
dem Freispruch der beiden An­
geklagten. Das Amtsgericht 
folgte damit dem Antrag des 
Staatsanwalts. Die Kosten des 
Verfahrens — etwa 15 000 DM — 
trägt die Staatskasse. Der Pro­
zeß, dessen Vorbereitung knapp 
drei Jahre dauerte, ist das 
größte Beleidigungsverfahren, 
das je an einem norddeutschen 
Gericht über die Bühne ging. 
Auf den Zuschauerbänken saßen 
wieder Zuhörer mit dem Fall­
schirmjägerabzeichen am Rock­
aufschlag, sie verhielten sich 
jedoch völlig ruhig.

Formalbeleidigung und üble 
Nachrede seien nicht gegeben, 
heißt es in der Urteilsbegrün­
dung. „Die in dem Hörbild 
über den Nebenkläger General 
Ramcke behaupteten Tatsachen 
sind — wie die Hauptverhand­
lung ergab — überwiegend er­
weislich wahr. Soweit dies 
nicht restlos aufgeklärt werden 
konnte, erfüllen sie nicht den 
Tatbestand der Ehrenkränkung 
und fallen unter den Schutz des

habe. Es sollte damit nach Nie­
lands Ansicht von der jüdischen 
Weltregierung verhindert wer­
den, daß sich die Juden ver-. 
mischen und in ihren Gastvöl- 
kern aufgehen. Zugleich aber 
lasse sich nach Nielands eigener. 
Behauptung schwer feststellen, 
wer von den Juden eigentlich 
zur Regierungsschicht gehöre- 
So wirr und ungereimt diese 
„Erkenntnisse“ des Hamburger 
Holzhändlers seien, so eindeu­
tig sei jedoch seine Forderung, 
die Juden von allen maßgeb­
lichen Posten zu entfernen. 
Diese Forderung, durch die 
eine Volksgruppe in ihrer Men­
schenwürde auf das tiefste ver­
letzt werde, könnte jedoch nur 
in einer Gewalt- und Willkür­
herrschaft erfüllt werden.

§ 193 StGB (Wahrung berechtig­
ter Interessen). Das Gericht be­
scheinigte Ramcke, ein außer­
gewöhnlich tapferer Soldat ge­
wesen zu sein. „Aber das ist 
nur die eine Seite dieses Man­
nes. Er war andererseits ein 
überzeugter Anhänger des Hit­
ler-Systems, das größtes Elend 
über die Menschheit brachte.“ 
Wer sich in der Art und Weise 
des Nebenklägers zu einer Figur 
der politischen Zeitgeschichte 
mache, müsse sich auch gefallen 
lassen, daß von der Gegenseite 
zu harten Äußerungen gegriffen 
wird, die das sonst übliche Maß 
übersteigen.

Amtsgerichtsdirektor Dr. Som­
merkamp wies in diesem Zu­
sammenhang darauf hin, daß 
Ramcke selbst nicht sonderlich 

„ wählerisch in seiner Ausdrucks- 
weise gewesen sei. „Da muß er 
auch unzarte Kritik hinneh­
men.“ Die Tendenz des Hör­
spiels zielt naclx Ansicht des 
Gerichts nicht nur in Richtung 
gegen Ramcke, der darin nur 
eine Randfigur spielt. Ramcke 
konnte nach der Urteilsverkün­
dung noch nicht sagen, ob er 
in die Berufung gehen wird. 
Falls der Spruch dann bestätigt 
würde, müßte er die gesamten 
Prozeßkosten tragen.

Kuby freigesprodien
Ramcke „zu zart im Nehmen“  — Fallschirmjäger still



Warum keine Strohkalme für Kinder?
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin (Eigenbericht)
Trotz jahrelanger SED-Pro- 

paganda gibt es . in Mittel­
deutschland noch immer zahl­
reiche Demonstrationen der Be- 

. völkerung, aus denen hervor­
geht, daß wir alle zusammen­
gehören. Deshalb muß die .SED 
einen ideologischen Feldzug 
nach dem anderen führen, um 
die Bewohner der Zone unter 
Staatsaufsicht zu bekommen.

H A LLE
„Warum nennen sie sich 

Kerry-Sisters?“ Diese Frage 
stellte die SED-Zeitung „Frei­
heit“ nach zahlreichen erfolg­
reichen Aufführungen junger 
Marimbaphon - Virtuosen im 
Steintor-Varietd in Halle an der 
Saale. Die Zeitung schreibt: 
„Sie gaben sich den englischen 
Namen ,Kerry-Sisters4, aber 
ihre Mutter hat sie sicher nicht 
so gerufen. Sie entlehnen ihren 
Künstlernamen 'einer fremden 
Sprache, aber ihre Heimat ist 
die DDR. Gewiß, das ist inter­
national üblich, aber .inter­
national' üblich heißt hier so­
viel wie .westlich' üblich. Haben 
wir nicht die modernste Ge­
sellschaftsordnung? Sie aber 
opfern einer .internationalen', 
sprich .westlichen', Gepflogen­
heit ihre eigene Muttersprache. 
Sind sie sicher, daß unsere 
Arbeiter und Bauern dafür Ver­
ständnis haben? Sie haben es 
bei ihren guten Leistungen 
nicht nötig, nach abgegriffenen 
Methoden zu greifen, die früher 
einmal gängig waren. Die deut­
schen Worte .Schwestern' oder 
.Geschwister' sind nicht nur 
schöner, sie sind auch ein 
Standpunkt.“

Aus dem VEB Süßwaren 
„Halloren“ : Zu Ehren des
Internationalen Frauentages 
will die Jugendbrigade „Dja- 
mila Buhired“ täglich fünf 
Kilogramm mehr Pralinen ver­
packen. Die Brigade von der 
Kakao-Abpackung will täglich 
1050 kg Kakaopulver abpacken. 
Die Frauen der Nußpackband­
brigade kämpfen mit den 
Frauen von der Fondantkoche­
rei um den Titel der „Brigade 
der sozialistischen Arbeit“. Was 
ist WGL, HGL, SGL? Nach 

Wohngemeinschaftsleitungen 
^werden, jetzt Hausgemein­

schaftsleitungen und Straßen­
gemeinschaftsleitungen gebil­
det, in denen die politische und 
kulturelle Massenarbeit geregelt 
werden- soll. Außerdem gibt es 
Wohnbezirksausschüsse. '

CHEM NITZ
„6000 FDJler. werden. Lehrer.“ 

Diesen Verbandsauftrag erhiel­
ten die FDJ-Einheiten in Chem­
nitz, um in den Betrieben des 
Bezirks zu werben.

„Sozialistische Eheschließun­
gen“ : Im Rosettensaal im
„Kulturpalast der Werktätigen“ 
in Chemnitz fanden die ersten 
sozialistischen Eheschließungen 
statt. Die Männer erschienen 
im „Ehrenkleid der Volkspoli­
zei“.' Bei den Klängen der 
Nationalhymne wurden die 
Ringe gewechselt. „Die jungen 
Paare geben damit“, so schreibt 
die Chemnitzer SED-Zeitung, 
„Volksstimme“, „das stille Ge­
löbnis, als Bürger unseres 
Arbeiter- und Bauernstaates 
ihre ganze Kraft für den Auf­
bau des Sozialismus einzu­
setzen. Sie stehen der sozia­
listischen Entwicklung offenen 
Herzens gegenüber.“ In einer 
Festansprache sagte ein Ober­
leutnant: „Bei uns beruht die 
Ehe nicht auf Vermögensver­
hältnissen, sondern auf dem 
Prinzip der gegenseitigen Liebe 
und Achtung. Die Frau ist 
Kampf gef ährtin des Mannes.“ 
Als ein Vertreter der Roten 
Armee weißen Flieder über­
reichte, klang von der Gäste­
tafel ein „Drushba“. Die Bereit­
stellung der Räume und des 
Bedienungspersonals erfolgte 
kostenlos.

„Warum sind wir in der 
DDR?“ Unter dieser Über­
schrift schreibt Nikolai Kolba- 
senko, ein Panzerkommandant 
in der Sowjetzone: „Natürlich 
würden wir lieber heute als 
morgen in unsere Heimat pu- 
rückkehren. Solange jedoch die 
Gefahr des deutschen Militaris­
mus noch nicht gebannt ist, 
wie es -der Friedensvertrags- 
entwurf vorsieht, werden wir 
gemeinsam mit euch die west­
lichen G2*enzen des sozialisti­
schen Lagers schützen.“

RÜGEN
Selbstverpflichtung der SED- 

Kreislei tungs »Aus Protest ge-i

gen die Ablehnung des Fi*ie- 
densvertrages mit Deutschland 
durch die Bonner Machthaber 
verpflichtet sich die LPG Ge­
schwister Scholl in Altenkir­
chen, zusätzlich zum Produk­
tionsplan 4000 kg Milch zu pro­
duzieren, drei Mastbullen auf­
zuziehen. Fenier sollen noch 
vor der Frühjahrsbestellung 
vier werktätige Einzelbauern 
für ' den Eintritt in 1 die LPG 
gewonnen werden. Die Genos­
senschaftsbauern teilten mit, 
daß dies ihr Beitrag sein soll, 
um Westdeutschland im Pro- 
Kopf-Verbrauch einzuholen und 
.zu überholen. Sie erklärten 
weiter, wenn . sie dieses Ziel 
erreichen, so tragen sie dazu 
bei, daß die Machenschaften 
der Kriegsbrandstifter zer­
schlagen werden.“

Ladenhüter zu verkaufen: 
Herrenmäntel von 230,— Mark 
auf 69,— Mark, Damen-über- 
gangsmäntel von 190,— auf 
57,— Mark. In allen Konsum- 
und HO-Geschäften wird dieser 
Sonderverkauf angekündigt.

M ERSEBURG
Werkverträge mit Künstlern: 

Im Klubhaus der „Leunawerke“ 
wurde mit zwei Künstlern ein 
Werkvertrag abgeschlossen, in 
dem sich die Künstler ver­
pflichteten, zu den Arbeitern 
ein gutes Verhältnis herzu­
stellen. Dazu sollen sie regel­
mäßig Ausstellungen . im Be­
trieb durchführen, einen aktu­
ellen kulturpolitischen • Artikel 
für die Betriebszeitung „Leuna- 
Echo“ schreiben, künstlerischen 
Einfluß auf die Sichtwerbung 
im Betrieb übernehmen, dem 
Werk das Vorkaufsrecht für 
ihre Arbeiten einräumend und 
den Zirkel für bildnerische« 
Volksschaffen anleiten. Der 
Künstler wird eine von ihm 
selbst zu bestimmende Arbeits­
zeit einhalten und dem zustän­
digen Betriebsbüro seine An- 
und Abwesenheit bekannt­
geben. Das Werk verpflichtet 
sich: Zur Zahlung von monat­
lich 500,— Mark. Die Sozialver­
sicherung zahlt der Künstler 
selbst. Dem Künstler steht ein 
Urlaub von drei Wochen zu. Im 
Falle der Erkrankung zahlt das 
Werk bis zu insgesamt sechs

¿Fortsetzung auf,Seite 5j> .



Die neue Note
DT. Nun dürfte also doch eine 

Ost-West - Außenministerkonfe­
renz im April zustande kom­
men. ' Alá „Zeitverschweniduhg“ 
bezeichnete Chrustschow eine 
solche noch vor einer Woche. 
Inzwischen ist er nicht umgefal­
len — das ist nicht Seine Art t—, 
sondern er setzt nur seine längst 
eingespielte 'Taktik fort: heute 
so und morgen anders zu spre­
chen. Man braucht sich also 
nicht zu wundern, wenn er mit 
der Zustimmung zu einer aller­
dings thematisch eingeengten 
und mit Bedingungen gespick­
ten Außenministerkonfereiiz so­
zusagen sich selbst desavouiert, 
glaubt er doch damit vor der 
Welt als besonders entgegen­
kommend zu erscheinen.

Hat der britische Premier­
minister diesen Erfolg errun­
gen? Zweierlei ist möglich: 
erstens, daß Macmillan die 
westliche Entschlossenheit' sö 
eindrucksvoll zum Ausdruck ge­
bracht hat, daß • sich Chrus­
tschow zu einer gewissen Ent­
schärfung durch gelindes Ein­
lenken veranlassen ließ; zwei­
tens, daß Macmillan eine flexible 
Haltung des Westens in Aus­
sicht gestellt hat, die bei Chrus­
tschow neue Hoffnungen auf 
erfolgreiches Konferieren er­
weckte. Auf die letzte Möglich­
keit verweisen Presseberichte 
aus London. Wie dem auch sei : 
in der. Sache ist Chrustschow 
unerbittlich hart geblieben, nur 
in der Verfahrensfrage ist er 
.scheinbar auf den Vorschlag des 
Westens eingegangen.

Die Betonung liegt auf schein­
bar. Denn von einer wirklichen 
Annäherung kann nicht die 
Rede sein, wenn die Außen­
minister aus West urud Ost ihre 
Zusammenkunft lediglich be­
nützen, um sich gegenseitig 
ihre Standpunkte in Form von 
Standpauken klarzumachen, wie 
es offenbar sowjetische Absicht 
ist. Es wäre schade, würde sich 
eine offene oder versteckte Po- 
léinik über zwei, drei Monate 
erstrecken. Obgleich' das mög­
lich f wäre, ist es jedoch nicht 
wahrscheinlich. Vielmehr dürf­
ten die Außenminister beider 
Seiten versuchen, die ihnen ge­
stellte Frist zu nutzen und nicht 
nur'zum gegenseitigen Abtasten 
—• es wurde bereits genug ge­
tastet V-*• sondern auch zu einer

ersprießlichen Vorarbeit für ein 
Gipfeltreffen. Denn ohne eine 
solche positive Vorarbeit der 
Außenministerkonferenz bleibt 
auch eine Gipfelkonferenz illu­
sorisch, an der dem Osten soviel 
liegt. Die Frage, ob auch’die 
Außenminister Polens und der 
Tschechoslowakei mit am Tisch 
sitzen werden, wird weniger 
die Politiker, als die Völker­
rechtler beschäftigen,, und im 
übrigen könnte mit dem gleichen 
Recht die Teilnahme der west­
lichen Nachbarländer Deutsch­
lands gefordert werden, was 
sich' dann zuungunsten eines 
sowjetischen Paritätsbedürfnis­
ses auswirken würde.

Immerhin geben! die Sowjets

mit ihrer Note zu verstehen, daß 
sie es jetzt,nicht auf eine end­
gültige Kraftprobe ankommen 
lassen wollen. Der Termin des 
27. Mai verliert also an bedroh­
licher Bedeutung.. Das besagt 
aber keineswegs, daß die so­
wjetischen Hbheits- und Kon­
trollrechte nicht den Vopos 
übergeben werden. Lediglich 
„prüfen“ sollen die Außenmini­
ster die , Fragen des Friedens­
vertrages und Westberlins; Ent­
scheidungen sollen der Gipfel­
konferenz Vorbehalten bleiben. 
In Erinnerung'an die Gipfelkon­
ferenz Von 1955 muß 'man aller­
dings sehr besorgt sein, ob 
selbst solche Gipfel-EntscheL 
düngen durchgeführt werden.

Tarnorgamsationeii aufgelöst
Aktion in Nordrhein-Westfalen — Material siehergestellt
/ Düsseldorf (dpa). Vier kom­
munistische Tarnorganisationen 
sind in Nordrhein-Westfalen 
„mit den üblichen polizeilichen 
Mitteln“ auf Weisung des In­
nenministers' aufgelöst worden. 
Die Geschäftsstellen und Wirt­
schaftsbetriebe wurden ge­
schlossen, Wohnungen durch­
sucht. Die Beamten fanden um­
fangreiches Material, darunter 
reichhaltige Karteien. Zu Zwi­
schenfällen kam es nicht.

Die betroffenen Organisatio­
nen sind.der auch in Bayern und

Rheinland-Pfalz schon ver­
botene „Demokratische Kultur­
bund Deutschlands“, das eben­
falls in Rheinland-Pfaiz' ver­
botene „Friedenskomitee ( der 
Bundesrepublik Deutschland“, 
die „Bewegung für gesamtdeut­
sche Verständigung“ und • die 
„Gemeinschaftshilfe — Freier 
Wohlfahrtsverband e. V.“ . • Die 
beiden ‘ letzten. Organisationen 
bestehen nur in Nördrhein- 
Westfalen, der Hauptsitz aller 
vier ist Düsseldorf,

Warum keine Strohhalme...
(Fortsetzung von Seite 4) 

Wochen Krankheitsdauer die 
Vergütung weiter. Beide Ver­
tragspartner berichten halb­
jährlich auf einer Gewerk­
schaftsversammlung’ über' die 
Erfüllung dieses Vertrages.

LEIPZIG
Wer waren, die Brandstifter? 

Eine Leserdiskussion über die 
Brandstifter an der tausend­
jährigen Theklaer Wehrkirche 
Veröffentlichte die „Leipziger 
Volkszeitung“. Darin heißt es 
u. a.: „Von verschiedener Seite 
habe ich gehört, daß sieb Pfar­
rer Petzold aus Thekla dahin­
gehend äußert, für die Brand­
stiftung der alten Theklaer 
■Wehrkirche müsse man die 
Agitatoren der Nationalen 
Front, nicht aber die nach der 
Westzone geflohenen Täter ver­
antwortlich • machen./* - • >

Warum keine Strohhalme . für 
die Schulkinder? In einer an­
deren Leserzuschrift der „Leip­
ziger Volkßzeitung“ kann' man 
lesen: „Warum gibt es: keine 
Strohhalme, diese Frage stelle 
ich mir oft, wenn ich unsere 
Kinder in der Schule mit vieler 
Mühe ihre Milchflaschen aus­
trinken sehe.“

Schachbedarfsartikel . unter 
den Arkaden. Dort, .wo vor 
etwa 800 Jahren die „curtis 
regia“, der ehemalige KÖnigs- 
hof, stand, entstehen „sozia­
listische Wohnungen“ und einfe , 
Ladenstraße. Die Ladenstraße 
bekommt auch eine Verkaufs­
stelle für Schachbedarfsartikel, 
einen in der Zone einmaligen 
Spezialladen.

Zur Leipziger Messe sollen 
900 Straßenbahnwagen, fahren 
Dazu will man in Leipzig 
250 Oberschüler und Studenten 
als Schaffner gewinnen.,



Regierungschefs treffen sieh
Nach Macmillans erfolgloser Mission in Moskau

Bomi/ZiOiidon (EigenmeMun g/dpa). Die für Mitte März ge­
plante Konferenz der Außenminister der Westmächte und der 
Bundesrepublik wird wahrscheinlich abgesagt werden. Da diese 
Konferenz der Vorbereitung' eines Treffens der Außenminister 
der Westmächte und der Sowjetunion dienen sollte, ist sie jetzt 
nach Ansicht Bonner llegierungskreise „gegenstandslos“ ge­
worden. Auch diplomatische Kreise Londons sind der Ansicht, 
daß der Besuch Macmillans in den westlichen Hauptstädten, 
und ein direktes Gespräch der Regierungschefs in jedem Falle 
nützliche^ sein würde als eine unmittelbare Konferenz der 
Außenminister.

Die Vorbereitungen des We­
stens für eine Außenminister­
konferenz mit Moskau-sind be­
reits zurückgestellt worden. 
Nachdem der sowjetische Mi­
nisterpräsident Chrustschow so 
deutlich erklärt hat, daß die 
Sowjetunion eine solche Konfe­
renz ablehne, sehen die west­
lichen Regierungen keinen Sinn 
darin, umfangreiche Pläne für 
Verhandlungen auszuarbeiten. 
Denn es ist im Hinblick auf die 
Antwort Eisenhowers höchst 
unwahrscheinlich, daß der We­
sten dem sowjetischen Gegen­
vorschlag folgt und sich mit 
einer „Gipfelkonferenz“ einver­
standen erklärt. Die Sowjets 
sollen nicht den Eindruck ge­
winnen, daß der Westen heute 
im Gegensatz zu seiner Ansicht 
im vorigen Jahr bereit ist, sich 
den sowjetischen Forderungen 
zu beugen.

Die Brüskierung des briti- 
tischen Premierministers Mac- 
millan bei seinem Moskauer 
Besuch hat in politischen und 
diplomatischen Kreisen des We­
stens einen tieferen Eindruck 
hinterlassen als ein halbes Dut­
zend Noten, Erst jetzt macht 
man sich allgemein klar, daß 
die Sowjetregierung anschei­
nend wirklich keine Verhand­
lungen mit dem Westen an­
strebt, sondern eine Art Kapin 
tulation der Westmächte, we­
nigstens in der Berliner Frage 
und im Deutschlandproblem.

Nach Ansicht der „Londoner 
Diplomatischen Korrespondenz“ 
dürfte der sowjetische Regie­
rungschef durch sein Verhalten 
der öffentlichen Meinung auch 
in allen neutralen Ländern 
deutlich gemacht haben, wer die 
Schuld tragen würde, wenn an 
Stelle von Verhandlungen eine 
gefährliche Entwicklung ein­

treten sollte. Macmillan wird 
vor dem Unterhaus eine Erklä­
rung über seine Moskau-Reise 
abgeben.

Bundesrat stimmt Moskau- 
Vertrag zu

Die Bundesregierung hat an 
die Sowjetunion appelliert, eine 
friedliche Politik auf der 
Grundlage des Völkerrechts und

Wiesbaden (dpa). Die Finanz­
minister der Bundesländer setz­
ten sich in Wiesbaden nach­
drücklich für die Einführung 
neuer Steuerpräferenzen für 
Berlin ein. Wie der Leiter der 
Konferenz, Minister Dr. Frank 
(Baden-Württemberg), mitteilte, 
soll die gesetzliche Grundlage 
für eine erweiterte Abschrei­
bungsfreiheit geschaffen wer­
den, um das politische Risiko 
von Investitionen in Berlin zu 
vermindern. Im Grundsätzlichen 
stimmten alle Landesminister 
und auch das Bundesfinanzmihi- 
sterium diesem Vorschlag zu.

Strauß gratuliert Brandt
Berlin (Eigenmeldung). Bun- 

desverteidigungsniinister Strauß 
hat dem Regierenden Bürger­
meister Brandt in einem Schrei­
ben „zum Abschluß der anstren­
genden Reise um die Welt als 
Botschafter Berlins und des 
f rei n Deutschlands" gratuliert. 
Strauß spricht von einem „poli­
tischen Erfolg in aller Welt“. 
Seine herzlichen Wünsche hät­
ten den Regierenden Bürger-

der Selbstbestimmung der Völ­
ker zu führen, Vor dem Bun­
desrat erklärte Bundesminister 
von Merkatz im Namen der Re­
gierung, die Bundesrepublik 
wolle ihre friedliche Politik ge­
genüber der Sowjetunion trotz 
aller Enttäuschungen fortsetzen.

Bei der Beratung des deutsch- 
sowjetischen Handelsabkom­
mens wandte sich Merkatz in 
einer Erklärung noch einmal 
gegen die sowjetischen Berlin- 
Pläna und den Entwurf eines 
Friedensvertrages. Eine Ver­
wirklichung dieser Pläne würde 
zu einer Verewigung der Spal­
tung Deutschlands führen. Der 
Bundesrat folgte der Aufforde­
rung der Bundesregierung und 
stimmte dem deutsch-sowjeti­
schen Vertrag ohne Debatte zu. 
so daß er jetzt ratifiziert wer­
den kann.

meister auf dieser Reise beglei­
tet. Er 'freue sich, schreibt 
Strauß,, daß die Deutschen in 
Brandt „einen so guten Verfech­
ter für ihre Sorgen und Wün­
sche gefunden haben“. Das 
Schreiben schließt mit „freund­
lichen Grüßen“.

„Keine antisemitischen 
Strömungen"

Bonn (ap). Die antisemitischen 
und neonazistischen Vorfälle der 
letzten Zeit wurden von Bun­
deskanzler Adenauer und dem 
Vorstand des „Zentralverbandes 
demokratischer Widerstands­
kämpfer- und Verfolgten-Orga- 
nisationen“ erörtert. Nach Mit­
teilung des Zentralverbandes 
bestand bei der Unterredung 
Übereinstimmung darüber, daß 
diese Vorfälle als Einzelerschei­
nungen zu werten seien. Anzei­
chen einer ausgesprochenen anti­
semitischen Strömung lägen 
nicht vor. Der Bundeskanzler 
teilte die Auffassung, daß die 
Vorkommnisse auf die Tätigkeit 
von Unverbesserlichen und auf 
.sporadische Infiltrationen aus 
dem Osten zurückzuführen seien.

Neue Mille für Berlin
Finanzminister der Länder erleichtern Investitionen



Macmillan fliegt nach Washing
Gespräch mit Eisenhower über das Ergebnis von Moskau

London/Moskau (ap/dpa). Der kritische Premierminister 
Macmillan und Außenminister Lloyd sind von ihrem zehn­
tägigen Staatsbesuch in der Sowjetunion nach London zurück- 
gekehrt. Macmillan kündigte hei seiner Ankunft an, daß er 
hohe, außer Staatspräsident de Gaulle und Bundeskanzler 
Adenauer auch Präsident Eisenhower in Washington über 
seine Besprechungen in Moskau zu unterrichten. Eine Einladung 
liegt bereits vor.
Zu dem Verlauf seiner Ge­

spräche mit dem sowjetischen 
Ministerpräsidenten Chrus- 
tschow sagte Macmillan: „Wir 
haben in vielen wichtigen An­
gelegenheiten nicht übereinge- 
stimmt, aber ich glaube, daß 
wir an jenem einer Meinung 
waren, das mir das wichtigste 
ist: daß diese ernsten Pro­
bleme in Mitteleuropa durch 
Verhandlungen und nicht mit 
Gewalt geregelt werden sollten. 
Und darauf kommt es an.“ Die 
westlichen Alliierten müßten 
nun ihre Standpunkte hinsicht­
lich der in Europa vor ihnen 
Hegenden Probleme in Einklang 
bringen.

Das Kommunique
Kurz vor seinem Abflug aus 

Moskau hatte Macmillan ge­
meinsam mit Chrustschow ein 
Kommunique unterzeichnet, 
dessen Hauptpunkte besagen:

1. Keine Einigung Uber die 
juristischen und politischen 
Aspekte des Berliner Problems 
und des deutschen Friedensver­
trages, aber Übereinstimmung 
über die Nützlichkeit weiterer 
Verhandlungen und einer Prü­
fung von Plänen für eine mili­
tärisch verdünnte Zone in Eu­
ropa.

2. Macmillan und Chrus­
tschow wünschen die Fortset­
zung der direkten Kontakte, 
die sie jetzt in Moskau geschaf­
fen haben.

3. Ein britischer Minister soll 
in naher Zukunft mit einer 
Handelsmission nach der 
Sowjetunion kommen. Noch in 
diesem Monat sollen britisch­
sowjetische Kulturverhandlun­
gen statttinden.

Die Deutschland, Berlin und 
den polnischen Rapacki-Plan 
betreffenden Teile des Kom­
muniques lauten wörtlich: „Die 
Ministerpräsidenten legten aus­
führlich den Standpunkt ihrer 
Regierungen hinsichtlich der 
Fragen dar, die Deutschland

einschließlich des Problems 
eines deutschen Friedensver- 
trages und Berlin betreffen. 
Sie konnten in der Frage der 
juristischen und politischen 
Aspekte dieser Probleme keine 
Übereinstimmung erzielen. Sie 
erkannten gleichzeitig an, daß 
es von großer Bedeutung für 
die Erhaltung und Festigung 
des Friedens und der Sicher­
heit in Europa und der ganzen 
Welt ist, wenn diese Probleme 
vordringlich gelöst werden. Sie 
betonten daher, daß baldige 
Verhandlungen zwischen den 
interessierten Regierungen not­
wendig sind, um eine Grund­
lage für die Regelung dieser 
Differenzen zu schaffen. Sie 
sind der Ansicht, daß solche 
Verhandlungen die Grundlage 
für ein stabiles europäisches 
Sicherheitssystem legen könn­
ten.

In diesem Zusammenhang 
stimmten sie darin überein, 
daß es nützlich wäre, wenn 
die Möglichkeiten für eine Er­
höhung der Sicherheit durch 
irgendeine Beschränkung der 
Streitkräfte und Waffen sowohl 
herkömmlicher als atomarer 
Art in einem vereinbarten Ge­
biet Europas, verbunden mit 
einem geeigneten Inspektions­
system weiterhin geprüft 
würden."

Drei Einwände
Der sowjetische Vorschlag, 

für Anfang April eine Außen­
ministerkonferenz einzuberufen, 
wird in Bonn zwar als An­
knüpfungspunkt angesehen, 
nicht aber als befriedigende 
Lösung. Vor allem erheben sich 
drei Einwände gegen diesen 
Vorschlag:

1. Die Sowjetunion betrachtet 
anscheinend die westliche Zu­
stimmung zur Abhaltung einer 
Gipfelkonferenz als Voraus­
setzung für die Außenminister­
konferenz. Der Westen war 
aber bisher nicht geneigt, sich

im voraus auf eine Gipfel­
konferenz auch für den Fall 
i'estzulegen, daß die Außen- 
ministerkonferenz scheitert.

2. Die Außenminister sollen 
sich nach der Sowjetnote nur 
mit der Berlin-Frage und 
einem deutschen Friedensver­
trag beschäftigen. Eine solche 
Beschränkung der Tagesord­
nung, bei der zugleich auch 
das Problem der Wiederver­
einigung ausgeschlossen ist, 
wurde bisher vom Westen ab­
gelehnt. Erst auf der Gipfel­
konferenz wollen die Sowjets 
auch über die europäische 
Sicherheit und die Abrüstung 
verhandeln,

3. Die Hinzuziehung von Po­
len und der Tschechoslowakei 
zu den beiden Konferenzen 
würde eine Durchbrechung des 
Grundsatzes darstellen, daß die 
vier Großmächte für Deutsch­
land verantwortlich sind.

Ton Enttäuschte
Amtliche Kreise in Bonn 

heben besonders hervor, daß 
die Sowjetunion diesmal alle 
Unklarheiten hinsichtlich des 
deutschen Friedensvertrags be­
seitigt. Nach der neuen Note 
soll dieser Vertrag sowohl mit 
Bonn als auch mit Pankow ab­
geschlossen werden, über die 
Wiedervereinigung soll auf 
keinen Fall verhandelt werden. 
Enttäuschung und Verdruß hat 
bei der Bundesregierung die 
ungewöhnlich scharfe Sprache 
hervorgerufen, mit der die 
Sowjetregierung die deutsche 
Note vom 5. Januar beantwor­
tet. Vor allem die Erklärung, 
daß die Sowjetregierung nie­
mals bereit sein werde, mit 
der Bundesrepublik über die 
inneren Verhältnisse in der 
Sowjetzone zu verhandeln, hat 
Bonn verstimmt. An maß-., 
gebender Stelle wurde ge­
äußert, es sei völlig klar, daß 
eine Lösung der gegenwärtigen 
Spannungen Opfer verlangen 
werde. Aber es sei nicht ein­
zusehen. daß diese Opfer nur 
von einer Seite gebracht wer­
den sollten.



BILD ER  DER  WOCHE. — O b e n :  Ab 1961 sollen Triebwagenzüge dieses Typs auf der 
S-Bahn-Strecke Potsdam—Erkner eingesetzt werden. Zum erstenmal gezeigt auf der 
Leipziger Frühjahrsmesse. — U n t e n :  Festtage japanischer Filmkunst fanden im Ber­
liner Gloria-Palast statt. Eine Szene aus dem Film „Es begann als Spiel“, der Probleme 

entwurzelter Jugendlicher behandelt.


